
Rechtsmittel, eingelegt am 18. Mai 2012 von der Ellinika 
Nafpigeia AE gegen das Urteil des Gerichts (Siebte 
Kammer) vom 15. März 2012 in der Rechtssache 

T-391/08, Ellinika Nafpigeia/Kommission 

(Rechtssache C-246/12 P) 

(2012/C 200/16) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Ellinika Nafpigeia AE (Prozessbevollmächtig­
te: Rechtsanwälte I. Drosos und V. Karagiannis) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts in der Rechtssache T-391/08 
aufzuheben; 

— Art. 1 Abs. 2, die Art. 2, 3, 5, 6 und 8 Abs. 2 sowie 
die Art. 9, 11 bis 16, 18 und 19 der ursprünglich ange­
fochtenen Entscheidung vom 2. Juli 2008 betreffend die 
Beihilfen C 16/2004 (ex NN 29/2004, CP 71/2002 und 
CP 133/2005), die Griechenland der Ellinika Nafpigeia A.E. 
gewährt hat, für nichtig zu erklären; 

— hilfsweise, das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit es 
sich auf die Maßnahmen E12b, E13a, E13b, E14, E16 und 
E17 der ursprünglich angefochtenen Entscheidung bezieht, 
und diese Entscheidung im selben Umfang für nichtig zu 
erklären; 

— weiter hilfsweise, das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit 
es sich auf die Maßnahme E7 der ursprünglich angefochte­
nen Entscheidung bezieht, und diese Entscheidung im selben 
Umfang für nichtig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen, die der Rechts­
mittelführerin im Verfahren vor dem Gericht und vor dem 
Gerichtshof entstanden sind. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Mit dem ersten Rechtsmittelgrund macht die Rechtsmittelführe­
rin geltend, dass im angefochtenen Urteil Art. 346 AEUV falsch 
ausgelegt und angewandt worden sei, so dass dieses in vollem 
Umfang — in allen Gründen und im Tenor — oder in den in 
der Rechtsmittelschrift dargelegten Teilen aufzuheben sei. Mit 
dem zweiten Rechtsmittelgrund macht sie geltend, dass im an­
gefochtenen Urteil Art. 348 AEUV falsch ausgelegt und ange­
wandt worden sei, so dass dieses in vollem Umfang — in allen 
Gründen und im Tenor — oder in den in der Rechtsmittel­
schrift dargelegten Teilen aufzuheben sei. Mit dem dritten 

Rechtsmittelgrund macht sie geltend, dass mit dem angefochte­
nen Urteil ihre Rügen bezüglich der Verletzung ihrer Verfah­
rensrechte durch die ursprünglich angefochtene Entscheidung zu 
Unrecht zurückgewiesen worden seien, so dass dieses im in der 
Rechtsmittelschrift dargelegten Umfang aufzuheben sei. 

Rechtsmittel, eingelegt am 22. Mai 2012 vom Northern 
Ireland Department of Agriculture and Rural 
Development gegen den Beschluss des Gerichts (Achte 
Kammer) vom 6. März 2012 in der Rechtssache 
T-453/10, Northern Ireland Department of Agriculture 

and Rural Development/Kommission 

(Rechtssache C-248/12 P) 

(2012/C 200/17) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Northern Ireland Department of Agriculture 
and Rural Development (Prozessbevollmächtigte: K. J. Brown, 
Departemental Solicitor’s office, sowie D. Wyatt QC und V. 
Wakefield, Barristers) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— den Beschluss des Gerichts aufzuheben; 

— die Nichtigkeitsklage des DARD für zulässig zu erklären und 
die Rechtssache zur Prüfung der Begründetheit der Nichtig­
keitsklage des DARD an das Gericht zurückzuverweisen; 

— der Kommission die dem DARD im vorliegenden Verfahren 
entstandenen Kosten und die im ersten Rechtszug im Zu­
sammenhang mit der Unzulässigkeitseinrede entstandenen 
Kosten aufzuerlegen; 

— die Kostenentscheidung im Übrigen vorzubehalten. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Erster Rechtsmittelgrund: Das Gericht habe nicht den richti­
gen rechtlichen Maßstab ermittelt und angewandt; insbesondere 
seien die Urteile Piraiki-Patraiki und Dreyfus lediglich Beispiele für 
einen umfassenderen Rechtsgrundsatz, wonach ein Unions­
rechtsakt jede Person unmittelbar betreffe, deren Rechtsstellung 
durch ihn beeinträchtigt werde, wenn „eindeutig“ sei, dass dieser 
Rechtsakt in diesem Sinne umgesetzt werde, oder jede andere 
Möglichkeit „rein theoretisch“ sei oder es „offensichtlich“ sei, 
dass jegliches Ermessen in einem bestimmten Sinne ausgeübt 
werde. Dieser Grundsatz sei auf den Sachverhalt des jeweiligen 
Falls anzuwenden.
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Zweiter Rechtsmittelgrund: Das Gericht habe dadurch einen 
Rechtsfehler begangen und gegen den Grundsatz der Rechts­
sicherheit verstoßen, dass es versucht habe, die Tragweite der 
Urteile Piraiki-Patraiki und Dreyfus einzuschränken (insbesondere 
dadurch, dass es sie auf Fälle beschränkt habe, in denen der 
Unionsrechtsakt auf Antrag eines Mitgliedstaats erlassen worden 
sei, oder die in einem „sehr spezifischen tatsächlichen Kontext“ 
stünden). 

Dritter Rechtsmittelgrund: Das Gericht habe dadurch einen 
Rechtsfehler begangen, dass es den Maßstab für die Klagebefug­
nis nach Art. 263 verengt habe. Dies sei unvereinbar mit der 
richtigen Auslegung des Art. 263 in der durch den Vertrag von 
Lissabon geänderten Fassung, insbesondere in Bezug auf 
seinen Zweck und den Grundsatz des wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutzes. 

Vierter Rechtsmittelgrund: Hätte das Gericht auf den vorlie­
genden Fall die richtigen Rechtsgrundsätze angewandt, wäre 
festgestellt worden, dass das DARD „unmittelbar betroffen“ 
sei. Insbesondere sei die dezentrale Verwaltung — hier das 
DARD — nach der Verfassung des Vereinigten Königreichs un­
mittelbar für die Tragung der Kosten der Nichtanerkennung 
verantwortlich. Der Kausalzusammenhang sei unmittelbar und 
automatisch. Die Dezentralisierungsregelungen des Vereinigten 
Königreichs seien fest etabliert (vgl. Rechtssache Horvath, 
C-428/07, Slg. 2009, I-6355), und jegliches Argument, wonach 
ihre Anwendung weniger als „eindeutig“ sei, gehe fehl. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de commerce 
de Bruxelles (Belgien), eingereicht am 22. Mai 
2012 — Rechtsanwalt Christian van Buggenhout und 
Rechtsanwältin Ilse van de Mierop (Konkursverwalter der 

Grontimmo SA)/Banque Internationale à Luxembourg 

(Rechtssache C-251/12) 

(2012/C 200/18) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de commerce de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Rechtsanwalt Christian van Buggenhout und 
Rechtsanwältin Ilse van de Mierop (Konkursverwalter der 
Grontimmo SA) 

Beklagte: Banque Internationale à Luxembourg 

Vorlagefragen 

1. Wie sind die Worte „Leistung an den Schuldner“ in Art. 24 
der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 vom 29. Mai 2000 ( 1 ) 
auszulegen? 

2. Sind diese Worte dahin auszulegen, dass eine Zahlung mit 
einzubeziehen ist, die an einen Gläubiger des in Konkurs 
geratenen Schuldners auf dessen Verlangen geleistet wurde, 
wenn die Partei, die dieser Zahlungsverpflichtung für Rech­
nung und zugunsten des in Konkurs geratenen Schuldners 
nachgekommen ist, dies in Unkenntnis eines Konkursverfah­
rens getan hat, das in einem anderen Mitgliedstaat gegen 
den Schuldner eröffnet worden ist? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über 
Insolvenzverfahren (ABl. L 160, S. 1). 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs (Erste Kammer) 
vom 7. Mai 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Landgerichts Essen — Deutschland) — Dr. Biner Bähr als 
Insolvenzverwalter über das Vermögen der Hertie 

GmbH/HIDD Hamburg-Bramfeld B.V. 1 

(Rechtssache C-494/10) ( 1 ) 

(2012/C 200/19) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Der Präsident der Ersten Kammer hat die Streichung der 
Rechtssache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011.
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